Preußiſche Ge etzzammlung 


Jahrgang 1920 — Nr. 17. 


(Nr. 11880.) Geſetz, betreffend den Staatsvertrag zwiſchen Preußen und dem Deutſchen Reiche 
über die Übertragung der preußiſchen Staatsbahnen auf das Reich. Vom 
29. April 1920. 


Di verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Der nachfolgende Staatsvertrag tritt am 1. April 1920 in Kraft. 


Berlin, den 29. April 1920. en 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. = 


Geſetzſammlung 1920. (Nr. 11880.) 18 
Ausgegeben zu Berlin den 8. Mai 1920. 


Staatsvertrag. 


Die Reichs egierung und die Regierungen von Preußen, Bayern, Sachſen, 
Württemberg, Baden, Heſſen, Mecklenburg⸗Schwerin und Oldenburg ſchließen 
unter Vorbehalt der Zuſtimmung der geſetzgebenden Verſammlungen den nach⸗ 
ſtehenden Vertrag: i à 


§ L 
Vertragsgegenſtand. Rechtsnachfolge. 

1. Die Staatseiſenbahnen der vertragſchließenden Länder (im folgenden 
„Länder“ genannt) gehen am 1. April 1920 in das Eigentum des Reichs über. 

2. Das Reich übernimmt das Eiſenbahnunternehmen jedes Landes als 
Ganzes mit allem Zubehör und allen damit verbundenen Rechten und Pflichten. 
Der Eintritt des Reichs in die laufenden Verträge Hat Rechtswirkung auch gegen⸗ 
über den bisherigen Vertragsgegnern der Länder. ; 

3. Mit den Eiſenbahnen gehen auch ihre Nebenbetriebe, ſoweit fie nicht ſchon 
als Zubehör anzuſehen find, insbeſondere die Fähren, die Bodenſeedampfſchiffahrt, 
die Häfen und die Kraftwagenbetriebe auf das Reich über. Den Regierungen dei 
Länder bleibt vorbehalten, einzelne ſolcher Nebenbetriebe von dem Übergang auf 
das Reich auszuſchließen. 


§ 2. 
Grundeigentum. 


1. Alle Grundſtücke der Länder, die Eiſenbahnzwecken gewidmet oder für 
ſolche beſtimmt ſind, gehen in das Eigentum des Reichs über, gleichviel ob und 
unter welcher Bezeichnung das Land als Eigentümer im Grundbuch eingetragen 
iſt. Das gleiche gilt von Grundſtücken, die Eiſenbahnzwecken gewidmet waren 
und von Eiſenbahnbehörden verwaltet werden. Ferner gehen alle der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung eines Landes zuſtehenden Rechte an Grundſtücken auf das Reich über, 
auch ſolche, die durch Rechtsgeſchäft nicht übertragbar ſind. Grundſtücke, die für 
die Eiſenbahnverwaltung eingetragen, aber als für Eiſenbahnzwecke dauernd ent⸗ 
behrlich anderen Staatsverwaltungen überwieſen ſind, können auf Verlangen eines 
der Vertragſchließenden vom Übergang auf das Reich ausgeſchloſſen werden. 

2. Das Reich kann die Übertragung des Eigentums an Grundſtücken, die 
von der Eiſenbahnverwaltung und anderen Staatsverwaltungen gemeinſchaftlich 
benutzt werden und nicht ſchon nach Abſ. 1 auf das Reich übergehen, gegen Ent- 
ſchädigung beanſpruchen, wenn ſie vorwiegend Eiſenbahnzwecken gewidmet ſind. 
Überwiegt die Benutzung durch die Eiſenbahnverwaltung nicht, fo kann das Reich 
die Weiterbenutzung gegen eine angemeſſene jährliche Vergütung, im übrigen unter 
den bisherigen Bedingungen beanſpruchen. 


S 


3. Das Eigentum und die Rechte an Grundſtücken gehen auf das Neich 
über, ohne daß es dabei der Beobachtung der für die Übertragung des Eigentums 
oder des Rechtes vorgeſchriebenen Form bedarf. Die Reichseiſenbahnbehörden und 
die mit der Abwicklung der bisherigen Verwaltung in den dern beauftragten 
Stellen werden in gemeinſam ausgeſtellten öffentlichen Urkunden den Grundbuch⸗ 
ämtern die Grundſtücke und die Rechte an Grundſtücken bezeichnen. Auf Grund 
dieſer Urkunden iſt das Grundbuch zu berichtigen. 

4. Steuern, Gebühren, Koſten und Auslagen dürfen aus Anlaß des Eigen⸗ 
tumswechſels weder durch das Reich noch durch die Länder oder andere Steuer- 
berechtigte in den Ländern erhoben werden. 


8 
Abfindung. 

1. Als Abfindung für die Übertragung des geſamten Eiſenbahnunter⸗ 

nehmens gewährt das Reich den Ländern nach Wahl jedes Landes entweder 

a) den Betrag des Anlagekapitals nach dem Stande vom 31. März 1920 

oder Er 

den Betrag des Anlagekapitals nach dem Stande vom 31. März 1920, 
erhöht um die Hälfte des Betrags, um den der nach den Ergebniſſen 
der Rechnungsjahre 1909 bis 1913 ermittelte Ertragswert dieſes An⸗ 
lagekapital überſteigt ſowie ; 

c) in beiden Fällen Erſatz der Fehlbeträge, die bei den Eiſenbahn⸗ 
verwaltungen der Länder in der Zeit vom Beginne des Rechnungs⸗ 
jahrs 1914 bis zum 31. März 1920 entſtanden ſind, abzüglich der 
in dieſen Fehlbeträgen enthaltenen Ausgaben, die auf Grund beſonderer 
geſetzlicher Vorſchrift den Ländern vom Reiche erſtattet werden. 

2. Das Anlagekapital und der Ertragswert ſind nach den in der Beilage 

dargelegten Grundſätzen zu berechnen. 

: 3. Als Fehlbeträge gelten die Beträge, um die im einzelnen Rechnungs⸗ 
jahre die Betriebsausgaben und der Anteil der Eiſenbahnverwaltung an den Auf⸗ 
wendungen für Verzinſung, Tilgung und Verwaltung der Staaksſchulden die 
Betriebseinnahmen überſtiegen haben. Ausgaben, die dem Anlagekapital zu⸗ 
gerechnet werden, find aus den Betriebsausgaben auszuſcheiden. 


b 


— 


SA, 
Zahlung und Stundung der Abfindung. 

‚1. In Anrechnung auf die Abfindung übernimmt das Reich die ſchwebenden 
Schulden der Länder zum Nennwert nach dem Stande vom 31. März 1920 mit 
Wirkung vom M. April 1920. Nähere Vereinbarungen bleiben vorbehalten. Die 
für die Zeit nach dem 31. März 1920 gezahlten Zinſen werden vom Reiche 
erſtattet. i 
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2. Auf Verlangen eines Landes wird das Reich in Anrechnung auf die 
Abfindung durch Reichsgeſetz die fundierten Schulden dieſes Landes in der Weiſe 
übernehmen, daß nach Wahl des Landes entweder das Reich alleiniger Schuldner 
wird oder neben dem als Hauptſchuldner haftenden Reiche das Land als felbft- 
ſchuldneriſcher Bürge haftet. In beiden Fällen wird das Reich die Tilgung 
nach den bisherigen Beſtimmungen der Länder vornehmen. Die Schulden des 
Landes werden, 

a) wenn die Abfindung nach § 3 Abſ. 1a feſtgeſetzt worden ift, zu dem mit 22%, 

b) wenn die Abfindung nach § Abſ. 1b feſtgeſetzt worden ift, zu dem mit 25 
vervielfältigten Betrage der Jahreszinſen nach dem Stande vom 31. März 1920 
angerechnet. 

3. Der Sich die Übernahme ſchwebender oder fundierter Schulden nicht 
gedeckte Reſt der Abfindung wird geſtundet und vom Reiche den Ländern, deren 
Abfindung nach § 3 Abſ. 1 a feſtgeſetzt worden ift, mit 4½ vom Hundert, den 
Ländern, deren Abfindung nach § 3 Abſ. 1 b feſtgeſetzt worden ift, mit 4 vom 
Hundert verzinſt. Die Zinſen ſind bis auf anderweite Vereinbarung am Schluſſe 
jedes Kalendervierteljahrs zu zahlen. Über die Tilgung bleibt nähere Berein- 
barung vorbehalten. 

4. Ein Land, das von dem ihm nach Abſ. 2 zuſtehenden Rechte der Ther- 
tragung fundierter Schulden auf das Reich nicht Gebrauch macht, kann verlangen, 
daß für ſeine am 31. März 1920 beſtehenden Schulden vom Reiche durch Reichs⸗ 
geſetz die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft übernommen wird. 

5. In den Fällen des Abſ. 2 wird bis auf weitere Vereinbarung die Ver⸗ 
waltung der auf das Reich übergehenden Schulden der Länder von dieſen auf 
Koſten des Reichs geführt. Schuldbuchforderungen werden nach näherer Ver⸗ 
einbarung in ſolche gegen das Reich umgewandelt. 

6. Über den nicht durch Übernahme von Schulden gedeckten Reſt der Ab⸗ 
findung erteilt das Reich den Ländern Schuldſcheine. 


§ 5. 
Sicherung. 

1. Das Reich verpflichtet ſich, die Zinſen und Tilgungsbeträge für die 
übernommenen fundierten Schulden und für den nicht durch Übernahme von 
Schulden der Länder gedeckten Teil der Abfindung an erſter Stelle aus den 
Rohüberſchüſſen der Reichseiſenbahnverwaltung (Überſchüſſe der ordentlichen Ein- 
nahmen über die fortdauernden Ausgaben) zu bezahlen. Als ordentliche Ein⸗ 
nahmen und fortdauernde Ausgaben ſind die in Kapitel 3 und 87 des Haushalts 
der Reichseiſenbahnen für das Rechnungsjahr 1918 enthaltenen Einnahme⸗ und 
Ausgabepoſten anzuſehen. Hierdurch wird an der Haftung des Reichs in dem 
Falle nichts geändert, daß ein Rohüberſchuß nicht erzielt wird oder daß der Roh⸗ 
überſchuß zur Deckung der Zinſen und Tilgungsbeträge nicht ausreicht. 
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2. Das Vermögen und die Einkünfte der Reichseiſenbahnverwaltung haften 
nicht für die vor dem 1. April 1920 entſtandenen Schulden des Reichs. 

3. Auf Verlangen eines Landes wird das Reich zur Sicherung des geſtundeten 
Teiles der Abfindung den Ländern ein Pfandrecht an den zum Eiſenbahnunternehmen 
des Reichs gehörenden Grundſtücken und ſonſtigen Vermögensgegenſtänden einräumen. 


8 6. 
Feſtſtellung der Abfindung. 

1. Die für die endgültige Abfindung maßgebenden Beträge werden gemein⸗ 
ſam feſtgeſtellt werden, wenn die Rechnungsergebniſſe für die Zeit bis zum 
31. März 1920 vorliegen. Vorläufig werden fie durch gemeinſame Schätzung ermittelt. 

2. Die Länder haben alsbald nach Abſchluß dieſes Vertrags zu erklären, 
ob fie die Abfindung nach § 3 Abſ. 1a oder b wählen und ob fie gemäß 8 4 
Abſ. 2 die Übernahme der fundierten Schulden durch das Reich verlangen. Die 
Wahl der Abfindung nach § 3 Abſ. 1 a oder b kann innerhalb einer vom Reichs- 
verkehrsminiſter zu beſtimmenden Friſt von mindeſtens einem Monat nach enb- 
gültiger Feſtſtellung der für die Abfindung maßgebenden Beträge geändert werden. 

3. Bis zur endgültigen Feſtſtellung der Abfindung verzinſt das Reich den 
Ländern den Betrag, um den die um 10 vom Hundert verminderte geſchätzte Ab- 
findung die Summe der vom Reiche übernommenen Schulden überſteigt. Nach 
endgültiger Feſtſtellung der Abfindung werden die zuviel oder zuwenig gezahlten 
Zinſen ausgeglichen. > i 


§ 7. 
Befreiung von Reichsſteuern. 
1. Die nach dieſem Vertrag an die Länder zu zahlenden Zinſen und 
Tilgungsbeträge ſind frei von Steuern und Abgaben des Reichs. 
2. Das Reich wird aus der Übernahme der Eiſenbahnen keinen Anlaß 
zur Kürzung der den Ländern gewährleiſteten Anteile an den Steuereinnahmen 
entnehmen. - 


§ 8. 
Veräußerung, Verpfändung. 
Zu einer Veräußerung oder Verpfändung der durch dieſen Vertrag er⸗ 
worbenen Eiſenbahnen bedarf das Reich der Zuſtimmung der Landes regierungen. 


8 
Einnahmen und Ausgaben. 
Vom 1. April 1920 an fließen alle Einnahmen dem Reiche zu und werden 
alle Ausgaben vom Reiche beſtritten. 
Sefekfammlung 1920 19 
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$ 10. a J 
i Geltung der Landesgeſetze. 

1. Die Geſetze und Verordnungen der Länder über das Eiſenbahnweſen 
bleiben unbeſchadet der Beſtimmungen der Reichsverfaſſung bis zu einer ander⸗ 
weitigen reichsgeſetzlichen Regelung inſoweit in Kraft, als die Vorausſetzungen 
für ihre Anwendung nach dem Abergange der Eiſenbahnen auf das Reich noch 
gegeben ſind. 

2. Die Länder werden geſetzliche oder ſonſtige Beſtimmungen, die Eiſen⸗ 
bahnen des allgemeinen Verkehrs betreffen, nur im Benehmen mit der Reichs⸗ 


regierung erlaſſen. 


§ 11. 
Eintritt in Staatsverträge. - a 
Das Reich tritt in die Staatsverträge der Länder ein, ſoweit ſie Rechte 


und Pflichten für die Eiſenbahnverwaltung begründen. 


$ 12. 
Rechtsſtellung der Reichseiſenbahnbehörden. 
Den Reichseiſenbahnbehörden ſtehen alle Befugniſſe öffentlich⸗ rechtlicher Art 
zu, die bisher den Eiſenbahnbehörden der Länder zugeſtanden haben. 
i = = ö 3 
ST: 
; Aufſicht über Privateiſenbahnen. - 
Die dem Reiche zuftehende Aufſicht über die Privateiſenbahnen (Artikel 95 


der Reichsverfaſſung) wird gemäß den Geſetzen G § 10), Genehmigungs⸗ 


urkunden und Staats verträgen der Länder ausgeübt. 


ü § 14. 
Bahnen des allgemeinen Verkehrs. Entſcheidung über dieſe Eigenſchaft. 

1. Der Reichsverkehrsminiſter kann erklären, daß eine private Neben⸗ 
eifenbahn, deren Verkehrsbedeutung fo gering ift, daß ſie nicht als Teil des all⸗ 
gemeinen deutſchen Eiſenbahnnetzes gelten a keine Eiſenbahn des allgemeinen 
Verkehrs ift., 

2. Haben Bahnen, die nicht als Bahnen des allgemeinen Verkehrs gebaut 
ſind, nach der Entſcheidung des Reichsverkehrsminiſters eine ſolche Verkehrs⸗ 
bedeutung gewonnen, daß ſie als Bahnen des allgemeinen Verkehrs anzusehen 
ſind, ſo verpflichten fich die Länder, ein ihnen zuſtehendes Erwerbsrecht dem 
Reiche zu era. 

3. Vor der Entſcheidung find in beiden 8 die . porie zu hören. 
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§ 15. 
Beſteuerung der Reichseiſenbahnen. 
Die Länder werden von den Reichseiſenbahnen Staatsſteuern nicht er⸗ 
heben. 


$ 16. 

Einheitliche Verwaltung. Verwaltungsgrundſatz der gleichmäßigen Behandlung. 

1. Das Reich wird die Reichseiſenbahnen als einheitliche Verkehrsanſtalt 
verwalten. 

2. Die Reichseiſenbahnverwaltung wird das ganze Reichseiſenbahnnetz nach 
gleichen Geſichtspunkten behandeln, insbeſondere die Intereſſen des Eiſenbahn⸗ 
perſonals und die Verkehrs⸗ und volkswirtſchaftlichen Intereſſen aller Länder 
unter Abwägung der verſchiedenen Verhältniſſe gleichmäßig berückſichtigen und 
bei widerſtreitenden Intereſſen auf einen gerechten Ausgleich bedacht ſein. 


IR. 
Begonnene Bauten. 

1. Das Reich iſt verpflichtet, die von den Ländern begonnenen Bauten 
fortzuführen, ſoweit das Bedürfnis in unveränderter Weiſe fortbeſteht und nicht 
Rückſichten auf die wirtſchaftliche Lage der Reichseiſenbahnen entgegenſtehen 
Entſtehen hierüber Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen den Vertragſchließenden 
ſo entſcheidet auf Antrag der Staatsgerichtshof. 

2. Die beim Übergange der Bahnen auf das Reich durch den Haushalt 
oder durch Geſetze der Länder bewilligten Mittel gelten als vom Reiche bewilligt. 


S 18. 
Neue Bauten. 

Das Reich wird den Bau neuer, dem allgemeinen Verkehre dienender 
Bahnen, den Bau zweiter und weiterer Gleiſe ſowie den Um- und Ausbau der 
beſtehenden Anlagen nach Maßgabe der Verkehrs- und wirtſchaftlichen Bedürfniſſe 
der Länder und der verfügbaren Mittel ausführen. 


. 
Baupläne. 
Die Pläne für größere Eiſenbahnbauten ſind rechtzeitig den Regierungen 
der Länder zur Stellungnahme zu übermitteln. 
19 


2 A 
§ 2 


Unterſtützung des Baues von Kleinbahnen. 

Das Reich wird den Bau von Eiſenbahnen, die nicht dem allgemeinen 
Verkehre dienen (Kleinbahnen und Bahnen, die den Kleinbahnen gleichzuachten 
find), dem Umfang entſprechend unterſtützen, in dem bisher die Kleinbahnen in 
Preußen unterſtützt worden ſind. Die Unterſtüzung ift davon abhängig, daß die 
Länder für das Unternehmen mindeſtens den gleichen Staatsbeitrag zur Ver⸗ 
fügung ſtellen wie das Reich. Für Straßenbahnen und ſtraßenbahnähnliche 
Unternehmungen gilt dieſe Beſtimmung nicht. 


a K 21. 
8 Perſonenzugfahrpläne. Vierte Klaſſe. N 

1. Die Entwürfe des Perſonenzugfahrplans ſind regelmäßig alsbald nach 
Fertigſtellung den beteiligten Ländern zur Mitteilung etwaiger Wünſche zu über⸗ 
ſenden. 

2. Die unterſte Klaſſe der Perſonenzüge muß zum mindeſten entſprechend 
der bisherigen Übung in den einzelnen Ländern mit Sitzplätzen ausgeſtattet fein. 
Neue Wagen dieſer Klaſſe ſollen, ſoweit nicht für Reiſende mit Traglaſten Vor⸗ 
ſorge zu treffen iſt, vollſtändig mit Sitzplätzen ausgerüſtet werden. ö 


“m, 
Tarife. 

Die Reichseiſenbahnverwaltung wird die Tarife unter Wahrung der Ein⸗ 
heit und mit tunlichſter Schonung beſtehender Verhältniſſe fortbilden und den 
Verkehrsbedürfniſſen der Länder, namentlich «af dem Gebiete der Rohſtoffver⸗ 
ſorgung nach Möglichkeit Rechnung tragen. 

23. 
Vergebung von Lieferungen. 

Das Reich wird bei der Vergebung von Lieferungen und Arbeiten für die 
Reichseiſenbahnen die Unternehmer im geſamten Reichsgebiete nach gleichen Grund- 
ſätzen berückſichtigen und dafür Sorge tragen, daß Induſtrie, Handwerk und 
Handel in der gleichen Weiſe, wie es bisher die Verwaltungen der Länder getan 
haben, herangezogen und in ihrer Entwicklung gefördert werden. 


8 24. 
Neugeſtaltung des Eiſenbahnweſens. 

Das Reich wird fich bei der Neugeſtaltung des Eiſenbahnweſens von dem 
Geſichtspunkt leiten laffen, daß die Verwaltung nur inſoweit zentraliſtert werden 
ſoll, als es zur Erfüllung der Aufgaben der Reichseiſenbahnen als einer ein⸗ 
heitlichen Verkehrsanſtalt unbedingt geboten iſt. 


§ 25. 
Albernahme des Perſonals in den Reichsdienſt. 


1. Das Reich übernimmt zum 1. April 1920 alle planmäßigen und nicht⸗ 
planmäßigen (diätariſchen) Eiſenbahnbeamten ſowie alle Angeſtellten und Arbeiter 
der Länder in ſeinen Dienſt. Das gleiche gilt für die ausſchließlich oder über⸗ 
wiegend in Eiſenbahnangelegenheiten tätigen Beamten der Landesminiſterien. 

2. Die Beamten im Sinne der Beamtengeſetze der Länder werden mit der 
Übernahme der Staatseiſenbahnen Reichsbeamte im Sinne des Artikel 129 der 
Reichsverfaſſung und des Reichsbeamtengeſetzes vom 18. Mai 1907. 


$ 26. 
Beamte. Rücktrittsrecht. 


1. Die Beamten ſind berechtigt, binnen 3 Monaten nach der hanam 
der Eiſenbahnen durch das Reich ſchriftlich oder zu Protokoll gegenüber der vor- 
geſetzten Dienſtſtelle ihren Rücktritt in den Landesdienſt zu erklären. Der Rück⸗ 
tritt wird mit dem Tage der Erklärung wirkſam. ; 

2. Die Länder verpflichten ſich, auch dieſe Beamten gegen Erſtattung ihres 
Dienſteinkommens durch das Reich ſo lange auf ihren Dienſtpoſten zu belaſſen, 
bis ſie nach der Entſcheidung der Reichseiſenbahnverwaltung abkömmlich ſind. 
Soll ein Beamter länger als 6 Monate gegen ſeinen Willen auf ſeinem Dienſt⸗ 
poſten belaſſen werden, ſo entſcheidet auf ſeinen Antrag ein Schiedsgericht über 
ſeine Abkömmlichkeit. Das Schiedsgericht beſteht aus einem von der Reichseiſen⸗ 
bahnverwaltung ernannten Mitglied, einem Angehörigen einer Organiſation, die 
der Beamte bezeichnet, und aus einem von dieſen zu wählenden Obmann. Einigen 
fich die Schiedsrichter nicht über den Obmann, fo wird dieſer von dem Dräfidenten 
des für den Dienſtort des Beamten zuſtändigen Landgerichts ernannt. 

3. Sollte die neue Reichsbefolomgsordnung nach dem 1. April 1920 ver- 
kündet werden, fo beginnt die Rücktrittsfriſt mit dem Tage der Verkündung. 


§ 27, 

Reſtabwicklung von Landesgefchäften. ; 
Auf Antrag der Länder find in den Reichsdienſt übernommene Beamte, 
die für Zwecke der Reſtabwicklung in den Ländern benötigt werden, für die Dauer 
dieſer mess im Dienſte der Länder zu belaffen. In dieſem Falle verlängert 
fich die im § 26 Abſ. 1 vorgeſehene Friſt für die Ausübung des Nücktrittsrechts 

um die Dauer dieſer Beſchäftigung. ; 

2, Die Beſoldungen dieſer Beamten trägt das Reich. 
Geſetzſammlung 1920 ; 20 
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§ 28. 
Abernahme der Ruhegehälter durch das Reich. 


1. Das Reich übernimmt vom 1. April 1920 an alle auf geſetzlicher Vor- 
ſchrift oder Verwaltungsanordnung beruhenden Bezüge (einſchließlich Sach⸗ 
leitungen) der in den einſtweiligen oder dauernden Ruheſtand verſetzten Beamten 
ſowie der Hinterbliebenen von Beamten und wird nach den in den Ländern bisher 
üblichen Grundſätzen Unterſtützungen gewähren. 

2. Sollte das Reich die Bezüge ſeiner vor dem 1. April 1920 in den Ruhe⸗ 
ſtand getretenen Beamten oder der Hinterbliebenen der vor dieſem Zeitpunkt ver⸗ 
ſtorbenen Beamten aufbeſſern, ſo wird es die Mittel bereitſtellen, die erforderlich 
ſind, damit den in den Ländern am 31. März 1920 vorhanden geweſenen Be⸗ 
rechtigten bei gleichen Vorausſetzungen in demſelben Ausmaß perſönliche Zulagen 
gewährt werden können. 


8 29 8 
Beſtimmungen über die nicht in den Reichsdienſt übertretenden Beamten. 

1. Die Länder verpflichten fich, Beamte, die nicht in den Reichsdienſt úber- 
treten wollen, tunlichſt in ein anderes Amt des Landesdienſtes zu verſetzen. So⸗ 
weit dies nicht möglich iſt oder von Beamten, die das 60. Lebensjahr vollendet 
haben, nicht gewünſcht wird, ſind ſie baldigſt in den einſtweiligen oder dauernden 
Ruheſtand zu verſetzen. Bis zum Zeitpunkt des Eintritts in ein anderes Amt des 
Landesdienſtes oder in den Ruheſtand trägt das Neich das Dienſteinkommen. 
Wegen der Tragung der Bezüge nach Verſetzung in den Ruheſtand gilt der § 28. 

2. Machen auf Kündigung angeſtellte Beamte, die nicht in den Reichsdienſt 
übertreten wollen, von ihrem Kündigungsrechte Gebrauch, ſo trägt das Reich ihr 
Dienſteinkommen bis zum Ablauf der Kündigungsfriſt. 


§ 30. 
Gewährleiſtung der Rechte der Beamten. 

1. Das Reich tritt gegenüber den in feinen Dienſt übernommenen Beamten 
in die Verpflichtungen ein, die den Ländern auf Grund der am 31. März 1920 
geltenden Landesgeſetze obliegen würden, wenn die Beamten im Landesdienſte ver⸗ 
blieben wären. i 

2. Die Vorausſetzungen für die Verſagung von Dienſtalterszulagen richten 
ſich nach Reichsrecht. f 

3. Verwaltungsanordnungen, die zugunſten der Beamten eines Landes ge⸗ 
troffen ſind, können bis zur Durchführung eines Reichsgeſetzes über Beamten⸗ 
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vertretungen nur im Benehmen mit der Beamtenvertretung beim Reichsverkehrs⸗ 
miniſterium geändert oder beſeitigt werden. Ihre geſetzliche Regelung wird hier⸗ 
durch nicht ausgeſchloſſen. 


3% 
Dienſteinkommen. 


1. An regelmäßigem Dienſteinkommen gewährleiſtet das Reich jedem Be⸗ 
amten den Betrag, den er bezogen haben würde, wenn er in ſeiner Stelle im 
Landesdienſte verblieben und in dieſem nach Maßgabe der am 31. März 1920 
geltenden Beſoldungsgrundſätze in ſeinem Dienſteinkommen aufgerückt wäre. Hier⸗ 
bei werden jedoch nach dem 31. Dezember 1919 erlaſſene allgemeine Beſoldungs⸗ 
geſetze nicht berückſichtigt. Was als regelmäßiges Dienſteinkommen anzuſehen iſt, 
richtet ſich nach den in den Ländern am 31. März 1920 geltenden Grundſätzen. 
Erreicht das Dienſteinkommen im Reichsdienſt die Landesſätze nicht, ſo iſt der 
Anterſchied als perſönliche Zulage zu gewähren. Dieſe Zulage iſt inſoweit für 
ruhegehaltsfähig zu erklären, als zur Erreichung des nach Landesgrundſätzen ruhe⸗ 
gehaltsfähigen Betrags erforderlich iſt. 

2. Das Recht des Reichs, unter den reichsgeſetzlichen Vorausſetzungen 
Dienſtalterszulagen zu verſagen, wird hierdurch nicht berührt. Inſoweit und ſo⸗ 
lange das Reich von dieſem Rechte Gebrauch macht, werden weitere nach Landes⸗ 
grundſätzen erreichbar geweſene Bezüge nicht berückſichtigt. 


§ 32. 
Ruhegehälter. 

Das Reich gewährleiſtet den Empfängern von Wartegeld, Ruhegehalt ſowie 
Witwen⸗ und Waiſengeld mindeſtens das Geſamteinkommen, das nach den am 
31. März 1920 geltenden Beſtimmungen und Beſoldungsſätzen der Länder zu 
gewähren wäre, wenn der Beamte am Tage der Verſetzung in den Ruheſtand 
oder des Todes noch im Landesdienſte geſtanden hätte. Hierbei werden jedoch 
nach dem 31. Dezember 1919 in den Ländern erlaſſene allgemeine Beſoldungs⸗ 
geſetze oder Anderungen der Beſtimmungen über die Ruhegehalts⸗ und Hinter- 
bliebenenbezüge nicht berückſichtigt. ; 


633: 
Beförderungsausſichten. 

1. Das Reich gewährleiſtet den Beamtenanwärtern und den Beamten die 
in ihren Ländern erworbenen Anſtellungs⸗ und Beförderungsausſichten ſoweit, 
als es ſich um die bei regelmäßiger Geſtaltung der bisherigen Laufbahn nach dem 
bisherigen organiſatoriſchen Aufbau des Beamtenkörpers erreichbaren Eingangs⸗ 
und Beförderungsſtellen handelt. ; 
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2. Als regelmäßig erreichbare Beförderungsſtellen find nur ſolche anzu⸗ 
ſehen, die mindeſtens die Hälfte der Beamten der Vorſtelle erreicht hat. 

3. Der Nachweis der Befähigung für die! Beförderungsſtellen iſt, ſolange 
und ſoweit nicht Reichsvorſchriften erlaſſen werden, nach den bisher in den Ländern 
geltenden Grundſätzen zu führen. 


4. Damit die Wartezeiten bis zur Anſtellung 115 Dn gegenüber 
dem Zuſtand in den Ländern zur Zeit des Überganges auf das Reich keine Ver⸗ 
ſchlechterung erfahren, ſollen durch den. jeweils nächſten Reichshaushalt genügend 
planmäßige Stellen zur Verfügung geſtellt werden, um die bis zu Beginn des 
Haushaltsjahrs nach den Anſtellungs⸗ und Beförderungsverhältniſſen, wie ſie in 
den Ländern nach Ausführung des Haushalts am 1. April 1920 liegen, zur An⸗ 
ſtellung oder Beförderung herangerückten Anwärter anftellen oder befördern zu 
können. Soweit fich dies nicht ermöglichen laffen ſollte, erhält der Bedienſtete 
vom Beginne des bezeichneten Haushaltsjahrs an zur Erreichung des Geſamt⸗ 
u 2 im Falle feiner Anſtellung oder Beförderung eine perſönliche Zulage. 

Die Zulage iſt bei e ſoweit für ruhegehaltsfähig zu erklären, als zur Er⸗ 
reichung des bei ihrer Beförderung ruhegehaltsfähigen Einkommensbetrags er⸗ 
forderlich iſt. Der Beginn des Beſoldungsdienſtalters wird bei der ſpäteren 
Stellenverleihung ſo feſtgeſetzt, wie wenn der Beamte zum bezeichneten Zeitpunkt 
angeſtellt oder befördert worden wäre. 


5. Bei Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen dem Reiche und Beamten oder 
Beamtenanwärtern über die Frage, ob und zu welchem Deitpunkt fie beim Ver- 
bleiben im Landesdienſt angeſtellt oder befördert worden wären, 99 das Reich 
die Entſcheidung nur im Einvernehmen mit der Regierung des Landes treffen, 

in deſſen Eiſenbahndienſt der Anwärter oder Beamte vor der Übernahme ge⸗ 

aden hat. Kommt zwiſchen dem Reiche und dem Anwärter oder Beamten eine 
Einigung nicht zuſtande, ſo wird die Entſcheidung durch ein Schiedsgericht ge⸗ 
troffen. Dieſes beſteht aus zwei von der Reichseiſenbahnverwaltung ernannten Mit⸗ 
gliedern, einem von der Regierung des Landes beſtimmten Mitglied, einem An⸗ 
gehörigen der von dem Beamten oder Anwärter bezeichneten Organiſation und 
einem von dieſen zu wählenden Obmann. Einigen ſich die Schiedsrichter nicht 
über den Obmann, ſo wird dieſer von dem Präſidenten des für den D een 
des Anwärters oder Beamten zuftändigen Landgerichts ernannt. 


§ 34. 
Wiederanſtellung von Beamten int Ruheſtande. 


Soweit Beamte im Ruheſtande nach Geſetz oder Verwaltungsordnung einen 
Anſpruch oder eine Anwartſchaft auf Wiederanſt ellung haben, tritt das Reich in 
die den Ländern obliegenden Soe ein. ; 


§ 35. 
Förmliches Diſziplinarverfahren. 


Ein in den Ländern am 31. März 1920 anhängiges förmliches Diſziplinar⸗ 
verfahren iſt nach den Landesgeſetzen zu erledigen. ; 


§ 36. 
Ausgleich der Wartezeiten. 


: 1. Das Reich wird bei der Regelung des Anſtellungs⸗, Beförderungs⸗ und 

Beſoldungsdienſtalters der Landesbeamten die infolge der verſehiedenen Vorbildungs⸗, 

Ausbildungs⸗, Anſtellungs⸗ und Beförderungsverhältniſſe in den einzelnen Ländern 
beſtehenden Ungleichheiten in billiger Weiſe ausgleichen. 

5 2. Sollten durch die Einrichtung von Anſtellungsbezirken in der Folge ſich 
neue Ungleichheiten der angeführten Art ergeben, ſo wird das Reich ſie nach Mög⸗ 
lichkeit ausgleichen. 


8 37 
Landsmannſchaftlicher Charakter. 


Soll ein Beamter gegen ſeinen Willen außerhalb ſeines Landes verwendet 
werden, ſo entſcheidet auf ſeinen Antrag darüber, ob die Vorausſetzungen des 
Artikel 16 Satz 2 der Reichsverfaſſung vorliegen, ein Schiedsgericht. Dieſes 
beſteht aus einem von der Reichseiſenbahnverwaltung ernannten Mitglied, einem 
Angehörigen einer Organifation, die der Beamte bezeichnet, und aus einem von 
dieſen zu wählenden Obmann. Einigen ſich die Schiedsrichter nicht über den 
Obmann, ſo wird dieſer von dem Präſidenten des für den Dienſtort des Beamten 
zuſtändigen Landgerichts ernannt. 


> § 38. 
Angeſtellte und Arbeiter. Dienft- und Tarifverträge. 


: 1. Das Reich tritt gegenüber den in feinen Dienft übernommenen An⸗ 
geſtellten und Arbeitern in die am 31. März 1920 gültigen Dienſt⸗ und Tarif⸗ 
verträge der Länder ein. Das Reich hat jedoch jederzeit das Recht, die Tarif- 
verträge der Länder zum Zwecke der Einführung eines einheitlichen Tarifvertrags 
für die Reichseiſenbahnverwaltung auf den Schluß eines Kalendermonats mit einer 
Friſt von 4 Wochen zu kündigen. 
E 2. Soweit die Dienſtverhältniſſe der Arbeiter nicht in Tarifverträgen ge- 
regelt find, bleiben die Beſtimmungen der Länder fo lange in Kraft, als fie nicht 
durch einen einheitlichen Tarifvertrag zwiſchen dem Reiche und den berufenen Ver⸗ 
kbretungen der Arbeitnehmer aller Länder oder durch eine ſonſtige einheitliche Re⸗ 
gelung außer Kraft geſetzt werden. 
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8 
Ablehnung des Übertritts. 

Angeſtellte und Arbeiter, die durch Erklärung vor dem 1. April 1920 ihre 
Übernahme in den Reichsdienſt ablehnen, bleiben im Dienſte der Länder. Soweit 
die Länder dieſen Angeſtellten und Arbeitern keine angemeſſene Beſchäftigung 
übertragen können, verpflichten ſie ſich, den Dienſtvertrag zum erſten zuläſſigen 
Zeitpunkt zu kündigen. In dieſem Falle übernimmt das Reich bis zum Aus⸗ 
ſcheiden des Angeſtellten oder Arbeiters die den Ländern ihm gegenüber obliegenden 
Verbindlichkeiten für die Zeit, in der von dem Angeſtellten oder Arbeiter dem 
Lande keine Dienſte geleiftet werden. 


§ 40. 
Wohlfahrtseinrichtungen. ; ; 

1. Das Reich übernimmt die Wohlfahrtseinrichtungen der Länder und führt 
ſie auf Grund der Geſetze, Satzungen und Beſtimmungen unter Wahrung der 
Rechte der Beamten, Angeſtellten und Arbeiter weiter. Es tritt als Rechtsnach⸗ 
folger bei den Betriebskrankenkaſſen und Arbeiterpenſionskaſſen an die Stelle 
der Länder. 

2. Das Reich übernimmt die Verpflichtungen der Länder aus der Bewilligung 
von Teuerungsbezügen an invalide Arbeiter, die aus dem Eiſenbahndienſt ausge⸗ 
ſchieden find, und an Hinterbliebene von Arbeitern. Sollte das Reich die Bezüge 
ſeiner vor dem 1. April 1920 ausgeſchiedenen invaliden Arbeiter oder der Hinter⸗ 
bliebenen von Arbeitern, die vor dieſem Zeitpunkt verſtorben find, aufbeſſern, fo 
wird es die Mittel bereitſtellen, die erforderlich ſind, damit den in den Ländern 
am 31. März 1920 vorhanden geweſenen Berechtigten bei gleichen Vorausſetzungen 
in demſelben Ausmaß Zulagen gewährt werden können. 

3. Das Reich wird an invalide Angeſtellte und Arbeiter ſowie an Hinter⸗ 
bliebene von Angeſtellten und Arbeitern nach den in den Ländern bisher üblichen 
Grundſätzen Unterſtützungen gewähren. 


§ 41. 
; Verwaltungsanordnungen zugunften der Angeftellten und Arbeiter. 
Verwaltungsanordnungen zugunſten der Angeſtellten und Arbeiter eines 
Landes können bis zur Durchführung des Reichsgeſetzes über Betriebsräte nur im 
Benehmen mit der zuſtändigen Perſonalvertretung beim Reichsverkehrsminiſterium 
geändert oder beſeitigt werden. Ihre geſetzliche Regelung wird dadurch nicht aus- 
geſchloſſen. 
§ 42. 
Anwartſchaften auf eine Beamtenlaufbahn. 
Das Reich gewährleiſtet den Angeſtellten und Arbeitern der Länder die er⸗ 
worbenen Anwartſchaften auf eine Beamtenlaufbahn nach Maßgabe des § 33. 
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§ 43. 
Auslegung des Vertrags. 
Die beteiligten Regierungen können zur Auslegung und Ergänzung dieſes 
Vertrags Fragen, die ſich bei ſeiner Ausführung ergeben ſollten, durch weitere 
Vereinbarungen regeln. Soweit eine Einigung nicht erfolgt, entſcheidet der Staats- 


gerichtshof. 
Berlin, den 31. März 1920. 


Die Reichsregierung. 


Müller. 


Berlin, den 3. April 1920. 
Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Oeſer. Lüdemann. 
München, den 19. April 1920. 
Die Bayeriſche Staatsregierung. 
Dr. v. Kahr. H. v. Frauendorfer. 
J. V.: Dr. v. Deybeck. 
Dresden, den 12. April 1920. 
Die Sächſiſche Staatsregierung. 


Dr. Gradnauer. 


Stuttgart, den 21. April 1920. 


Die Württembergiſche Staatsregierung. 


Blos. Lieſching. Hitzler. 


Dr. Bell. 


Karlsruhe, den 22. April 1920. 
Die Badiſche Staatsregierung. 
Geiß. Köhler. 


Darmſtadt, den 24. April 1920. 


Die Heſſiſche Staatsregierung. 
Ulrich. Henrich. 


Schwerin i. M., den 27. April 1920, 
Die Mecklenburg⸗ Schwerinſche Staats- 
regierung. 

Dr. Wendorff. J. Aſch. 
Oldenburg, den 29. April 1920. 
Die Oldenburgiſche Staatsregierung. 
Tantzen. Meyer. 
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zu 83 des Staatsvertrags über den Übergang 
der Staatseiſenbahnen auf das Reich. 


Grundſätze 


für die Berechnung des Anlagekapitals und des Ertragswerts. 


Anlagekapital. 


Bei der Berechnung des Anlagekapitals auf den 31. März 1920 iſt von 
den Angaben der Statiſtik der im Betriebe befindlichen Eiſenbahnen Deutſchlands 
in der Tabelle 20 Spalte 64 und Tabelle 31 Spalte 26 — dem ſtatüſtiſchen 
Anlagekapital — auszugehen. 

Soweit darin nicht ſchon enthalten, find dem ſtatiſtiſchen Anlagekapital 
zuzurechnen: 


15 


2. 


SI 


die Anlagekoſten der Nebenanlagen und Nebenbetriebe, die mit den 
Eiſenbahnen auf das Reich übergehen, 

5 vom Hundert des ſeit Beginn des Rechnungsjahrs 1881 beſtrittenen 
eigenen Bauaufwandes der Länder aus Bau- und außerordentlichen 
Fonds als Bauzinſen; f 

die den Ländern bei Begebung von Eiſenbahnanleihen erwachſenen 
Kursverluſte, abzüglich der Kursgewinne; 


ſtaatsſeitige Bauaufwendungen für Eiſenbahnanlagen, die nicht auf 


Fonds der Eiſenbahnverwaltung verrechnet worden find; 


„die Wertbeträge der der Staatseiſenbahnverwaltung von anderen Staats⸗ 


verwaltungszweigen oder von anderer Seite unentgeltlich überlaſſenen 
Grundſtücke, berechnet für den Zeitpunkt der Übergabe an die Staats⸗ 
eiſenbahnverwaltung ; 


„die in der Reichsſtatiſtik vom Anlagekapital abgeſetzten Aufwendungen 


aus Beiträgen Dritter mit Ausnahme der aus Reichsfonds und der 
feit Beginn des Rechnungsjahrs 1880 zu ſpäter verſtaatlichten Bahnen 
geleiſteten Zuſchüſſe; N 


die feit Beginn des Rechnungsjahrs 1880 gemachten Aufwendungen 


aus Betriebseinnahmen für: 
a) erhebliche Ergänzungen der Bahnanlagen in Einzelbeträgen von 
mehr als 20000 Mark; 
b) Verſtärkung des Oberbaues durch ſchwerere Schienen und Schwellen 
ſowie Verbeſſerung der Bettung / 
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c) ſonſtige Verbeſſerungen des Oberbaues durch Vermehrung der 
Schwellenzahl, Verwendung von ſchwereren Laſchen, Anbringung 
von Stemmlaſchen uſw., ; 

. d) kleinere Ergänzungen der Bahnanlagen im Einzelbetrage von 

f mehr als 2000 Mark bis 20000 Mark; 

e) Verbeſſerung und Verſtärkung der Fahrzeuge 

£) Vermehrung und Verbeſſerung der mechaniſchen und maſchinellen 
Anlagen; 

g) Vermehrung und Verbeſſerung der Ausſtattungsgegenſtände; 

h) Ergänzung des Fuhrparkes durch Neubeſchaffung oder Umbau von 
Fahrzeugen über den Erſatz ausgemuſterter Fahrzeuge hinaus. 


— 


Der Berechnung der Aufwendungen nach Ziffer 76 bis g ijt das Verhältnis 
zwiſchen den wirklichen Aufwendungen der Rechnungsjahre 1908 bis 1913 und 
den Verkehrseinnahmen dieſer Rechnungsjahre in der Weiſe zugrunde zu legen, 
daß die Verkehrseinnahmen der Rechnungsjahre 1880 bis 1919 (für Mecklen⸗ 
burg⸗Schwerin, deſſen Privatbahnen 1890 verſtaatlicht ſind, der Rechnungsjahre 
1890 bis 1919) mit der errechneten Verhältniszahl vervielfältigt werden. 


Die Verhältniszahlen betragen für 100 Mark Verkehrseinnahmen: 


7 für Preußen und für Heſſen 1,674, 
ee er 2,275, 
Suchen 1,808, 

2e Wurtemberg er. nn. 2,302, 

„ e a 2,058, 

» Mecklenburg⸗Schwerin 2,218, 

een e 2,036. 


Als Aufwendung für Ergänzung des Fuhrparkes durch Neubeſchaffung oder 
Umbau von Fahrzeugen über den Erſatz ausgemuſterter Fahrzeuge hinaus gilt der 
Betrag, um den die fortgeſchriebenen Beſchaffungskoſten der am 31. März 1920 
vorhandenen Fahrzeuge die aus Bau⸗ und außerordentlichen Fonds beſtrittenen 
Beſchaffungskoſten überſteigen. 

Soweit bisher, wie z. B. beim Baue neuer Bahnen, die Zuſchreibung 
der geſamten Bauaufwendungen zum Anlagekapital erſt nach Fertigſtellung dee 
geſamten Bauausführung zu erfolgen hatte, werden abweichend hiervon die bis 
zum 31. März 1920 entſtandenen Aufwendungen für eine Teilausführung bereits 
zum 31. März 1920 dem Anlagekapitale hinzugerechnet. 

Die für die preußiſch⸗heſſiſche Gemeinſchaft berechneten Aufwendungen nach 
Ziffer 7 werden zwiſchen Preußen und Heſſen in der Weiſe geteilt, daß Heſſen 
das Mittel zwiſchen den nach der Eigentumslänge der beiderſeitigen Netze am 
31. März 1920 und dem nach der Teilungsziffer der Artikel 8 bis 11 des Staats⸗ 


vertrags zwiſchen Preußen und Heſſen vom 23. Juni 1896 berechneten Anteil 
erhält. Bei der Feſtſtellung der Eigentumslänge werden dem preußifchen Netze 


ae 


die nach dem Friedensvertrag abgetretenen Strecken hinzugerechnet. 


Der Ertragswert ift in der Weiſe zu berechnen, daß aus dem nach vow 
ſtehendem ermittelten Anlagekapital unter Zugrundelegung eines Hundertſatzes von: 


Ertragswert. 


für Preußen und für Heſſen 6,16, 
I DONEN en de 5,27, 
er er ee Ay, 
Wieners 3,76, 
JJ 8 4,51, 
» Mecklenburg⸗Schweriin 3,2, 
e an 5,78 


für jedes Land ein Durchſchnittsbetrag berechnet und dieſer mit 25 verviel 


fältigt wird. 
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Schlußprotohkoll. 


Die Reichsregierung und die Regierungen von Preußen, Bayern, Sachſen, 
Württemberg, Baden, Heſſen, Mecklenburg⸗Schwerin und Oldenburg vereinbaren 
zu dem Staatsvertrag über den Übergang ihrer Staatseiſenbahnen auf das Reich 
noch nachſtehendes: j 


: Zu § 1. 
Das Reich wird die Bodenſeedampfſchiffahrt unter den gleichen Geſichts⸗ 
punkten wie die Eiſenbahnen einheitlich betreiben. Falls es die Verwaltung der 


Bodenſeedampfſchiffahrt an einer Stelle vereinigt, wird es vor der Beſtimmung des 


Sitzes dieſer Stelle den beteiligten Regierungen Gelegenheit zur Stellungnahme geben. 


Zu § 2. 

Das Reich wird die Durchführung von Starkſtromleitungen für die allge⸗ 
meine Elektrizitätswirtſchaft der Linder durch das Bahngelände geſtatten, ſoweit 
die Betriebsintereſſen der Eiſenbahnen es zulaſſen. Andere Gebühren als An⸗ 
erkennungsgebühren follen dafür nicht erhoben werden. 


Zu § 6. 
Das Reich wird die bisherigen Bankverbindungen der Eiſenbahnſtellen in 
den Ländern bis auf weiteres aufrechterhalten. 8 


| Zu § 17. 8 
Die in Einrichtung begriffenen Kraftwagenlinien, ſoweit fie an die Reichs- 
eiſenbahnverwaltung übergehen, ſind den begonnenen Bauten gleichzuachten. 


(ea) 
Zu $ 18. 
Das Reich wird bei der Auswahl der Nebenbahnlinien im Rahmen der all⸗ 


gemeinen Nebenbahnpolitik auf die bisherigen Abſichten der Länder möglichſt 


Rückſicht nehmen. Dieſe Beſtimmungen gelten auch für Kraftwagenlinien. 
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Zu § 22. 
1. Das Reich wird den Mitgliedern der geſetzgebenden Körperſchaften der 
Länder in dem bisherigen Umfang Freifahrt gewähren. 


2. Bei der Zuſammenſetzung des Reichseiſenbahnbeirats und der örtlichen 
Beiräte ſind die wirtſchaftlichen Körperſchaften und die Vertretungen der Er⸗ 
zeuger⸗ und Verbraucherkreiſe der Länder nach ihrer Bedeutung für das Wirt⸗ 
ſchaftsleben des Landes zu berückſichtigen. 


3. Den Landesregierungen ſteht das Recht zu, Vertreter zur Teilnahme an 
den Verhandlungen dieſer Beiräte abzuorduen. 


Zu § 24. 
a. Grundſätze für die Zeit nach der Neugeſtaltung des Eiſenbahnweſens. 


1. Es beſteht Einverſtändnis darüber, daß dem Geſichtspunkt der einheit⸗ 
lichen Verkehrsanſtalt dadurch Rechnung getragen werden muß, daß 
die dem Reichsverkehrsminiſter unmittelbar unterſtellten Behörden in 
ihrer Zuſtändigkeit einander gleichgeſtellt ſind. 


2. Die Zuſtändigkeit des Reichsverkehrsminiſters erſtreckt ſich auf folgende 
Angelegenheiten: Aufſicht, oberſte Leitung, Feſtſetzung des Haushalts, 
Verteilung der Haushaltsmittel, Regelung der allgemeinen Verkehrs⸗ 
politik, Feſtſetzung allgemeiner Dienſtvorſchriften, Erlaß einheitlicher Vor⸗ 
ſchriften für Rechts⸗ und Dienſtverhältniſſe des Perſonals, für das 
Kaffen- und Rechnungsweſen und für die einzelnen Dienſtzweige des Be- 
triebs, Verkehrs und Baues, Vertretung der Verwaltung gegenüber der 
Reichsregierung, dem Reichsrat und der Nationalverſammlung. Zur Er⸗ 
füllung dieſer Aufgaben ſteht dem Reichsverkehrsminiſter ein Durch: 
greifendes Anordnungsrecht zu. 


3. In jedem Lande wird ſich dauernd der Sitz mindeſtens einer höheren 
Reichseiſenbahnbehörde für die Verwaltung eines Eiſenbahnbezirkes be- 
finden. Die nach Übernahme der Staatseiſenbahnen durch das Reich 
beabſichtigte Neuordnung der Reichseiſenbahnverwaltung (Verwaltungs⸗ 
ordnung) iſt nach verkehrstechniſchen und wirtſchaftlichen Grundſätzen 
vorzunehmen. Sie unterliegt ebenſo wie ſpätere wichtige Anderungen 
grundſätzlicher Art der Genehmigung des Reichsrats. 

4. Bei ihrer Zuſtimmung zu den organifatorifchen Beſtimmungen des Mber- 
nahmevertrags ſetzt die Bayeriſche Regierung das Einverſtändnis des 
Reichs zu folgendem voraus: 


— 17 — 


Auch die Neugeſtaltung des Eiſenbahnweſens darf nur im 
Sinne einer vollwirkſamen Dezentraliſation der Reichsverwaltung 
nach verkehrstechniſchen und wirtſchaftlichen Geſichtspunkten erfolgen, 
was auch im § 24 des Vertrags allgemein ausgeſprochen iſt. 
Dieſem Grundſatz wird für Bayern nur Rechnung getragen wer⸗ 
den können, wenn der Sitz der Bayeriſchen Landesregierung als 
Hauptſtadt einer größeren politiſchen Gemeinſchaft und Mittelpunkt 
eines einheitlichen Wirtſchaftsgebiets auch ferner der Sitz einer 
im weſentlichen das bayeriſche Wirtſchaftsgebiet zuſammenfaſſenden 
Reichseiſenbahnbehörde bleibt, deren Zuſtändigkeiten nach dem Grund⸗ 
ſatz einer vollwirkſamen Dezentraliſation zu bemeſſen ſind. Die 
Bayeriſche Regierung geht daher davon aus, daß eine hiervon 
weſentlich abweichende ſpätere Bezirkseinteilung oder eine Verle⸗ 
gung des Sitzes dieſer Behörde von München von ihrer Zuſtim⸗ 
mung abhängig iſt. 

5. Die vorſtehende Erklärung Bayerns gibt den übrigen Ländern Anlaß, 
ihrerſeits folgendes zu erklären: 

Sie gehen davon aus, daß, wenn zwiſchen die in Ziffer 3 
erwähnte höhere Eiſenbahnbehörde und das Reichsverkehrsminiſterium 
eine neue Behörde eingeſchoben werden ſoll, die Zuſtimmung der 
beteiligten Länder einzuholen iſt. : 


b. Grundſätze für die Übergangszeit. 


6. Für die Zuſtändigkeitsregelung und Behördengliederung der Neichseiſen⸗ 
bahnverwaltung bis zur Neugeſtaltung des Eiſenbahnweſens (vgl. 
Ziffer 3) vereinbaren die Vertragſchließenden folgendes: 

I. Die Vereinbarungen gemäß Ziffer 1 und 2 zu $ 24 des Schluß⸗ 
protokolls finden Anwendung. 


II. Mit dem 1. April 1920 übernimmt das Reichsverkehrsminiſterium 
die oberſte Leitung der Reichseiſenbahnen und die Vertretung der 
Verwaltung gegenüber der Reichsregierung, dem Reichsrat und der 
Nationalverſammlung. Ihm ſteht hierzu ein durchgreifendes An⸗ 
ordnungsrecht zu. 

III. Das Reichsverkehrsminiſterium übernimmt die übrigen Aufgaben 
(vgl. Ziffer 2) nach und nach für alle Länder gleichmäßig bis 
zum 1. April 1921. Eine notwendig werdende Verlängerung dieſer 
Friſt beſtimmt der Reichsverkehrsminiſter. 

IV. Die vom Reichsverkehrsminiſterium hiernach zu übernehmenden 
Geſchäfte werden bis zur tatſächlichen Überleitung von folgenden 
Stellen weiter behandelt: 


* 


zn 


a) für den Bereich der bisherigen vereinigten preußiſchen und 
heſſiſchen Staatseiſenbahnen von den Eiſenbahnabteilungen des 
Preußiſchen Miniſteriums der öffentlichen Arbeiten unter der 
Bezeichnung „Reichsverkehrsminiſterium, Zweigſtelle Preußen⸗ 
Heffen”. Die Eiſenbahnabteilung des Heſſiſchen Finanz- 
miniſteriums wird im Rahmen ihrer Befugniſſe aus dem 
Staatsvertrage zwiſchen Preußen und Heſſen über die gemein⸗ 
ſchaftliche Verwaltung des beiderſeitigen Eiſenbahnbeſitzes (vom 
23. Juni 1896) an den Geſchäften der Zweigſtelle beteiligt 
werden; 

b) für den Bereich der bayeriſchen Staatseifenbahnen von den 
für Eiſenbahnangelegenheiten zuſtändigen Teilen des Bayeriſchen 
Verkehrsminiſteriums unter der Bezeichnung „Reichsverkehrs⸗ 
miniſterium, Zweigſtelle Bayern’; 


e) für den Bereich der ſächſiſchen Staatseiſenbahnen von der 
Eiſenbahnabteilung des Sächſiſchen Finanzminiſterinms unter 
der Bezeichnung „Reichsverkehrsminiſterium, Zbweigſtelle 
Sachſen“ a 

d) für den Bezirk der württembergiſchen Staatseiſenbahnen von 
der Verkehrsabteilung des Württembergiſchen Miniſteriums für 
auswärtige Angelegenheiten unter der Bezeichnung „Reichs⸗ 
verkehrsminiſterium, Zweigſtelle Württemberg“; 

e) für den Bezirk der badiſchen Staatseiſenbahnen von der 
Eiſenbahnabteilung des Badiſchen Finanzminiſteriums unter der 
Bezeichnung „Reichsverkehrsminiſterium, Zweigſtelle Baden“ i 


mn 


f) für die Bezirke der mecklenburgiſchen und oldenburgiſchen 
Staatseiſenbahnen erfolgt die einſtweilige Weiterbehandlung 
der Angelegenheiten durch die Generaldirektion in Schwerin 
und die Eiſenbahndirektion in Oldenburg ohne weitere Be⸗ 
zeichnung. Die Bearbeitung von Eiſenbahnangelegenheiten 
durch die Zentralbehörden dieſer Länder fällt vom 1. April 
1920 weg. 


V. Nach der Beendigung der Bildung des Reichsverkehrsminiſteriums 
führen die Zweigſtelle Preußen⸗Heſſen und die Zweigſtelle Bayern 
IVa, b) unter einer noch zu vereinbarenden Bezeichnung diejenigen 
Geſchäfte bis zum Inkrafttreten einer Neuorganiſation weiter, die 
nicht auf das Reichsverkehrsminiſterium übergegangen ſind. In 
Sachſen, Württemberg und Baden (AVe, d, e) find fie zu dieſem 
Zeitpunkt auf die Generaldirektionen zu übertragen, ſoweit dies 
nicht bereits vorher geſchehen ſein ſollte. 
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e. Für Übergangszeit und Dauerzuſtand. 


7. Soweit die Länder zur Vermittlung eines unmittelbaren Verkehrs 

zwiſchen dem Reichsverkehrsmiziſterium und ihren Regierungen einen 

Bevollmächtigten bei den Gsſandtſchaften oder ſonſtigen Vertretungen 

der Länder oder bei ſonſtigen Organen am Sitze der Zentralverwaltungen 

beſtellen, wird das Reichsverkehrsminiſterium ſich dieſem zur ſtändigen 
Auskunftserteilung zur Verfügung halten. ; 

8. Auf Antrag einer Landesregierung wird das Reich den Reichseiſenbahn⸗ 
behörden oder einzelnen Beamten Geſchäfte der Landesverwaltung auf 
dem Gebiete des Verkehrsweſens übertragen. Für die Erledigung dieſer 
Geſchäfte ſind die Anweiſungen der oberſten Landesbehörden maßgebend. 


Zu § 27. 

1. Die Länder werden die Stellen bezeichnen, die mit der Abwicklung der 
bisherigen Verwaltung beauftragt werden. Die Behörden der Reichseiſenbahn⸗ 
verwaltung werden dem Erfuchen dieſer Abwicklungsſtellen entſprechen. 

2. Die oberſten Rechnungsbehörden behalten ihre Befugniſſe gegenüber den 
Stellen und dem Perſonal der Reichseiſenbahnverwaltung hinſichtlich der für die 
Zeit bis zum 31. März 1920 aufgeſtellten Rechnungen. : 


Zu § 36. 

1. Für die Beamten des höheren Dienſtes iſt eine für die geſamte Reichs⸗ 
eiſenbahnverwaltung geltende Anſtellungs⸗ und Beförderungsliſte aufzuſtellen. Bei 
den übrigen Beamten werden Liſten für engere Bezirke feſtgeſtellt. i 

2. Die Einreihung der Landesbeamten in die Beſoldungsgruppen der neuen 
Reichsbeſoldungsordnung wird das Reich mit den Ländern im einzelnen ver⸗ 
einbaren. 


Zu § 37. 


1. Entſtehen Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen dem Reiche und den Ländern 
über die Frage, ob bei Stellenbeſetzungen der landsmannſchaftliche Charakter des 
Beamtenkörpers im Sinne des Artikel 16 der Reichsverfaſſung gewahrt wird, 
ſo entſcheidet auf Antrag der Länder der Reichsrat. 0 

2. Die vertragſchließenden Teile ſind darüber einig, daß Artikel 16 Satz 1 
der Reichsverfaſſung auf alle Beamten Anwendung finden ſoll. Demgemäß iſt 
der landsmannſchaftliche Charakter auch in den einzelnen Gruppen der Beamten 


zu wahren. 
ſein. 
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Die Mitglieder der Direktionen müſſen in der Regel Landeskinder 
Ihr Vorſtand ſoll ein Landesangehöriger ſein. Die Vorſtände der höheren 


teichgeifenbahnbehörden ſollen im Einvernehmen mit der Landesregierung oder 
der von ihr beſtimmten Stelle ernannt werden. 


Berlin, den 31. März 1920. 


Die Reichsregierung. 


Müller. 
Berlin, den 3. April 1920. 
Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Oeſer. Lüdemann. 
München, den 19. April 1920. 

Die Bayeriſche Staatsregierung. 
Dr. v. Kahr. H. v. Frauendorfer. 
J. V.: Dr. von Deybed, 

Dresden, den 12. April 1920. 
Die Sächſiſche Staatsregierung. 


Dr. Gradnauer. 


Stuttgart, den 21. April 1920. 


Die Württembergiſche Staatsregierung. 


Blos. Lieſching. Hitzler. 


Dr. Bell. 


Karlsruhe, den 22. April 1920. 
Die Badiſche Staatsregierung. 
Geiß. Köhler. 

Darmſtadt, den 24. April 1920. 

Die Heſſiſche Staatsregierung. 
Ulrich. Henrich. 

Schwerin i. M., den 27. April 1920. 

Die Mecklenburg⸗Schwerinſche Staats⸗ 
regierung. 
Dr. Wendorff. J. Afh. 
Oldenburg, den 29. April 1920. 
Die Oldenburgiſche Staatsregierung. 

Tantzen. Meyer. 


3 Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachverzeichniſſe (1806 bis 1883 zu 
6,25 Ab und 1884 bis 1913 zu 4,00 ) find an die Boftanftalten zu richten. 


